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„Das zaristische Russland war ein Völker-
gefängnis. Die zahlreichen nichtrussischen 
Völkerschaften des zaristischen Russland 
waren völlig rechtlos und ständig allen er-
denklichen Erniedrigungen und Beleidi-
gungen ausgesetzt.“ Gleich am Beginn des 
„Kurzen Lehrgangs“, der offiziellen Ge-
schichte der Kommunistischen Partei der 
Sowjetunion von 1938, stand dies festge-
schrieben. Auch im Westen hatten nur we-
nige Russland-Historiker an dieser Auffas-
sung etwas auszusetzen (so sie sich 
überhaupt für die imperiale Dimension 
der russischen Geschichte interessierten). 
Die über Jahrhunderte andauernde Kolo-
nisierung Sibiriens, die langen Eroberungs-
kriege im Kaukasus, die Einschränkungen 
für die jüdische Bevölkerung des Zaren-
reichs, der Wettlauf gegen Großbritannien 
um die Hegemonie in Zentralasien oder 
der rechtliche Ausschluss „fremdlän-
discher“ Bevölkerungsteile aus der Stände-
ordnung – all dies schienen gute Gründe 
sein, die These vom „Völkergefängnis“ 
plausibel zu machen. Man war im Zeital-
ter der nationalen Historiographien.
In seiner grandiosen Studie über Islam 
und Imperium in Russland und Zentral-
asien zwischen der zweiten Hälfte des 18. 

Jahrhunderts und dem Ersten Weltkrieg 
hält Robert D. Crews dieser älteren Sicht 
eine diametral zuwiderlaufende These ent-
gegen: Nicht durch den Zusammenschluss 
verschiedener Nationalitäten unter den 
Schutz des Zaren erhielt das Imperium 
seine politische Struktur, sondern durch 
seine Konfessionspolitik fand der Staat zu 
einer stabilen imperialen Ordnung. In sei-
nem Buch zeigt Crews, wie russische staat-
liche Institutionen in den muslimischen 
Gemeinschaften Fuß fassen und zum Be-
standteil gemeindlicher religiöser Konflik-
tregelung werden konnten. Auch Muslime 
in Russland begannen Mitte des 18. Jahr-
hunderts, staatliche Polizei- und Justizor-
gane in Konflikte einzubeziehen, wenn re-
ligiöse Streitfälle innerhalb der Gemeinde 
nicht zu ihrer Zufriedenheit geschlichtet 
werden konnten. Eine tiefe und niemals 
konfliktfreie Symbiose entstand: „Religion 
came to depend on the institutions of this 
state, just as the empire rested upon con-
fessional foundations.“ (S. 10)
Obwohl die Moskauer Zaren schon 1552 
mit der Eroberung des Khanats von Ka-
san und der territorialen Ausbreitung in 
die Wolgasteppe Gebiete mit einer groß-
en muslimischen Bevölkerung gewann, 
begann sich – nach brutalen, erfolglosen 
Kampagnen zur Zwangschristianisierung 
– erst mit dem Regierungsantritt Kathari-
nas II. eine „tolerante“ Politik gegenüber 
Muslimen durchzusetzen. Wie Crews im 
ersten Kapitel seiner Untersuchung „A 
Church for Islam“ zeigt, gewannen Kathe-
rinas Beamte ihr Wissen über den Islam 
zunächst aus europäischen Publikationen 
über das Osmanische Reich. Wie für die 
Aufklärer in Europa war der Islam für sie 
nicht eine Weltreligion, sondern die „Re-
ligion der Türken“. Während fortgesetzter 
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Kriege mit dem Osmanischen Reich waren 
die vom Kameralismus beeinflussten Be-
amten in St. Petersburg daran interessiert, 
Muslimen einen sinnvollen Platz innerhalb 
der imperialen Ordnung zu geben. Der Is-
lam konnte eines der Mittel sein, Aufklä-
rung zu verbreiten und die Nomaden der 
Steppe zur Ansiedlung zu bewegen. Die 
Beamten entdeckten in der fremden Reli-
gion Bekanntes, denn der monotheistische 
Islam besaß eine Heilige Schrift und einen 
geistlichen Stand. Wenn auch nicht per-
fekt, so war diese Religion in ihren Augen 
für das Imperium nützlich zu machen. Da 
dem Islam eine Kirchenhierarchie fehlte, 
wurde 1788 auf Initiative des Gouverneurs 
der Stepperegion, Baron Osip Ingelstrom, 
und eines muslimischen Gelehrten, Muk-
hamedzhan Khusainov, die „Geistliche 
Versammlung des mohammedanischen 
Gesetztes“ gegründet. Die Aufgabe dieser 
Institution sollte es sein, religiöse Streit-
fälle durch Rechtsgutachten zu schlichten 
und muslimische Geistliche als offizielle 
Amtsträger durch ein Prüfungsverfahren 
zu lizenzieren. 1791 unterstanden der Ge-
richtsbarkeit der sogenannten „Orenbur-
ger Versammlung“ mit ihren drei Richtern 
und dem zum Mufti ernannten Khusainov 
über 1900 Mullahs, Muezzine und andere 
geistliche Würdenträger.
Wie das zweite Kapitel „The State in the 
Mosque“ darstellt, entzündeten sich wäh-
rend des gesamten 19. Jahrhunderts Kon-
flikte um religiöse Autorität an der Rolle 
und Funktion der muslimischen Geist-
lichen. Die staatlichen Stellen benötigten 
die Ulama als Interpreten und Vermittler 
ihrer Interessen, misstrauten ihnen aber 
als potentielle „Staatsfeinde“. Die Behör-
den versagten ihnen in der Regel Privile-
gien, die orthodoxen Geistlichen einge-

räumt wurden (wie die Befreiung von der 
Prügelstrafe). Innerhalb ihrer Gemeinden 
standen die muslimischen Geistlichen un-
ter dem Druck der Laien, die keineswegs 
deren willfährige Objekte waren. Laien 
hatten das Recht, ihre Mullahs und an-
dere geistliche Würdenträger zu wählen. 
Häufig wandten sich Laien gegen recht-
liche Regelungen lokaler Geistlicher und 
bestritten unter Umständen deren mora-
lische Autorität. Einflussreiche lokale Pa-
trone, konkurrierende Auslegungsschulen 
und charismatische Renegaten (wie die 
Anhänger einer einflussreichen religiösen 
Erneuerungsbewegung, des Naqshban-
diyya-Sufismus) erschwerten das Leben 
der von der „Orenburger Versammlung“ 
lizenzierten Geistlichen in den Gemein-
den. Auch vierzig Jahre nach Gründung 
der „Versammlung“ blieb die Konkurrenz 
des „unlizensierten Untergrunds“ von cha-
rismatischen Predigern, reisenden Lehrern, 
Koran-Rezitateuren und Dichtern für die 
„lizenzierten“ Würdenträger stark.
Da die Behörden religiöse Orthodoxie als 
staatserhaltend und Apostasie als staats-
gefährdend ansahen, mussten Praktiken 
definiert werden, die als muslimische „Or-
thodoxie“ gelten sollten. An diesem Inter-
pretationsprozess nahmen Staatsbeamte, 
muslimische Geistliche und Laien teil. Als 
1826 Bedingungen für die Einbeziehung 
staatlicher Gerichte und der Polizei in die 
Schlichtung religiöser Streitfälle gesetz-
lich festgeschrieben wurden, gerieten die 
Grenzen zwischen den Moschee-Gemein-
den und den Staatsorganen in Bewegung. 
In dem neuen System war es die Aufgabe 
lokaler religiöser Gerichte und der „Oren-
burger Versammlung“, auf der Grundlage 
des Scharia-Rechts Urteile in religiösen 
Streitfälle zu fällen, die dann durch die 
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staatlichen Provinzverwaltungen und die 
Polizei umgesetzt wurden. Ebenfalls konn-
ten staatliche Instanzen auf dem Petitions-
weg angerufen werden, wenn muslimische 
Untertanen mit den Entscheidungen der 
religiösen Gerichte nicht einverstanden 
waren. Das dritte Kapitel „An Imperial Fa-
mily“ macht deutlich, dass vor allem das 
Familienrecht ein Testfeld für den zarischen 
Staat war, die muslimische Bevölkerung in 
das Imperium zu integrieren. Die Behör-
den wurden durch Muslime vor allem in 
Ehekonflikten angerufen (Zahlung von 
Brautgeld, Scheidung, körperlicher Miss-
handlung in der Ehe, Zwangsheirat). 
Auch viele Frauen traten als Beschwerde-
führerinnen in Erscheinung und wussten 
ihre gesetzlichen Möglichkeiten zu nutzen, 
obwohl ihnen die russischen Beamten oft 
unterstellten, sie verstünden das Rechtssy-
stem nicht.
Allerdings war die Rechtssprechung der 
religiösen Gerichte oft uneinheitlich und 
verschiedene Auslegungsschulen konkur-
rierten. Der Orientalist Mirza Alexander 
Kazem-Bek, ein mit 19 Jahren zum Chri-
stentum konvertierter Schiit aus einer ira-
nischen Adelsfamilie, machte es sich zur 
Aufgabe, die islamische Rechtssprechung 
auf eine einheitliche Grundlage zu stel-
len. Nach dem Vorbild des Osmanischen 
Reichs machte Kazem-Bek eine Lesart der 
Hanafi-Schule stark, indem er (darin ganz 
Orientalist) philologisch „saubere“ Über-
lieferungen von Rechtstraktaten erstellte. 
Er verstand diese nicht als Teil von recht-
lichen Diskussionen der Vergangenheit, 
sondern als normative juristische Texte. 
Die Berufung des Gelehrten aus Kazan an 
die Petersburger Universität 1849 zeigte, 
dass das Innenministerium seine Exper-
tise schätzte. Für das Ministerium prüfte 

er Entscheidungen der „Orenburger Ver-
sammlung“ und erstellte Gutachten. So-
mit hatte sich in der Mitte des 19. Jahr-
hunderts in der Wolga-Ural-Region ein 
imperialer Konsens etabliert, der institu-
tionell von der Kooperation muslimischer 
religiöser Instanzen mit den staatlichen 
Behörden garantiert und der von der mus-
limischen Bevölkerung (durch die Anru-
fung von Petitionsinstanzen) akzeptiert 
war. Der russische Staat sorgte für die Um-
setzung von Scharia-Recht, auf dem das 
Imperium in Beziehung zu seinen musli-
mischen Untertanen ruhte. Aus der Sicht 
von Muslimen, die Petitionsinstanzen an-
riefen und die Intervention der Polizei in 
Familienkonflikten forderten, garantierte 
der Staat für die Bewahrung der Reinheit 
des Glaubens.
Die territoriale Expansion des Zarenreichs 
erreichte in der Mitte des 19. Jahrhun-
derts mit der Sicherung des Kaukasus, der 
Eroberung der kasachischen Steppe und 
Turkestans ihre Vollendung. Die neuen 
Gebiete waren überwiegend von Mus-
limen bewohnt. Es stellte sich die Frage, 
in welcher Form ihre Integration in das 
Reich erfolgen sollte. In der Sicht der Pe-
tersburger Beamten diente der Islam nicht 
mehr, wie noch zu Katharinas Zeiten, als 
Vehikel von Aufklärung und Zivilisierung, 
sondern als potentielle Gefahr (deren Re-
alität sich durch den zähen Widerstand 
gegen die russische Herrschaft im Kau-
kasus gezeigt hatte). Im Kapitel „Nomads 
into Muslims“ schildert Robert D. Crews, 
wie die Entscheidung zustande kam, die 
Nomaden der kasachischen Steppe 1868 
nicht der religiösen Autorität der „Oren-
burger Versammlung“ zu unterstellen, 
sondern kasachischen Ältestengerichten 
die Kompetenz zu übertragen, in Fällen 
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von Ehe- und Familienkonflikten nach 
dem „traditionellen“ Gewohnheitsrecht zu 
entscheiden. Erstens waren Ethnographen 
und Beamte nicht davon überzeugt, dass 
die Nomaden der Steppe überhaupt als 
„echte“ Muslime anzusehen seien. Zwei-
tens hatte sind in der zarischen Admini-
stration im letzten Drittel des 19. Jahr-
hunderts eine Tendenz verstärkt, die den 
Islam generell als staatsgefährdend und 
anti-russisch ansah. Drittens handelten die 
russischen Behörden mit ihrer Entschei-
dung, statt religiöser die „traditionellen“ 
Instanzen zu stärken, in Einklang mit den 
westlichen Kolonialmächten England und 
Frankreich, die zur selben Zeit einen ver-
gleichbaren Kurswechsel vollzogen. Auf 
lange Sicht erzeugte die Entscheidung zur 
Privilegierung der Ältestengerichte Insta-
bilität und sie beförderte die klandestine 
Verbreitung des Islam durch Geistliche, 
die außerhalb der gesetzlichen Ordnung 
standen und von den staatlichen Organen 
schwerlich kontrolliert werden konnten.
Ganz anders gingen die zarischen Admi-
nistratoren im südlichen Mittelasien vor. 
Auch hier wurde keine staatliche „Geist-
liche Versammlung“ gegründet, aber es 
gab im Gegensatz zur Stepperegion eine 
einflussreiche Schicht Geistlicher und eine 
alte Tradition muslimischer Gelehrsam-
keit. Wie das fünfte Kapitel „Civilizing 
Turkestan“ beschreibt, setzte das russische 
Militär schon bei der Eroberung der Stadt 
Taschkent 1865 nicht auf gewaltsames 
Vorgehen, sondern auf schriftlich fixierte 
Verträge mit den Stadtteil-Ältesten, in de-
nen die Eroberer die Unantastbarkeit der 
Religion und den Bestand der Scharia-
Gerichte garantierten. Crews stellt für die 
Islampolitik in Turkestan fest, dass (wie 
auch in anderen Teilen des Imperiums) die 

von den Behörden verkündete Toleranzpo-
litik nicht gleichbedeutend mit Nichtein-
mischung war. Einige muslimische Insti-
tutionen, wie die Kadi-Gerichte, wurden 
verändert, indem ihre Mitglieder wählbar 
gemacht wurden. Dies führte innerhalb 
der einheimischen Bevölkerung zu Kon-
kurrenz zwischen Patronagenetzwerken 
und Anhängern verschiedener Schulen 
der Islam-Auslegung. Es waren jedoch vor 
allem die Petitionen aus der Bevölkerung, 
der Ruf nach Schlichtungssprüchen und 
Polizeiintervention, durch die auf lokaler 
Ebene Behörden in religiöse Konflikte 
hineingezogen wurden. Zwar wurde die 
Konfliktschichtung nicht wie in der Wol-
garegion institutionalisiert, aber Konflikte 
wurden unter administrativer Einfluss-
nahme staatlicher Behörden geregelt. Die 
geringe Zahl von russischen Verwaltern in 
Turkestan führte dazu, dass die staatlichen 
Stellen mit einer Vielzahl von Petitionen 
aus der Bevölkerung förmlich „koloni-
siert“ wurden. 
Die Symbiose zwischen islamischen Un-
tertanen und der imperialen Bürokratie, 
zwischen frommen Gottessuchern und 
imperialen Ordnungshütern, hielt bis 
zum Untergang des Zarenreichs im Er-
sten Weltkrieg. Jedoch geriet die staatliche 
Islam-Politik in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts unter Modernisierungs-
druck, wie Robert D. Crews im sechsten 
Kapitel „Heretics, Citizens, and Revoluti-
onaries“ zeigt. Innerhalb der Reform-Bü-
rokratie regte sich Widerstand gegen Pro-
zeduren, nach denen die Polizei religiöse 
Urteilssprüche nach Scharia-Recht umset-
zen musste. Innerhalb der muslimischen 
Gemeinden veränderten die Industrialisie-
rung, aber auch das Aufkommen von Re-
formbewegungen und Nationalismus das 



Buchbesprechungen | 20�

innere Gefüge. Anfeindungen russischer 
Geistlicher und Nationalisten in einer At-
mosphäre von Glaubenskampf und religiö-
sem Antagonismus ließ die Muslime spü-
ren, was es bedeutete, nur eine „tolerierte“ 
Religion zu sein. Der imperiale Konsens 
blieb jedoch bestehen, weil Muslime in 
Konfliktfällen nach wie vor staatliche In-
tervention forderten und dort Unterstüt-
zung fanden: „Muslims persisted in appea-
ling to the state – and its police organs – in 
the pursuit of competing visions of God’s 
command and the collective obligations of 
the community of Islam. For his part, the 
state continued to turn to Muslim clerics, 
both within and outside the official esta-
blishment, to offer religious legitimation 
for the day-to-day-administration of the 
empire.” (S. 316-317)
Robert D. Crews hat eine innovative Stu-
die vorgelegt, die vor allem durch ihre bis 
in die Details ausgeführte Grundthese 
besticht. Statt die Geschichte der gewalt-
samen Auseinandersetzungen zwischen 
Zarenreich und Muslimen nachzuzeich-
nen, betont Crews die Integrationskraft 
des russischen Imperiums, in dem am Be-
ginn des 20. Jahrhunderts mehr Muslime 
lebten als im Osmanischen Reich. Statt die 
Geschichte einer kolonialen Entfremdung 
zu erzählen, zeigt das Buch, wie in Turke-
stan Beamte und Bewohner in der Schlich-
tung religiöser und familiärer Streitfälle zu-
sammenfanden und warum es die Religion 
war, in der das Imperium seine Stabilität 
fand. Statt Biographien von muslimischen 
Nationalisten und modernisierenden Re-
formern zu bieten, werden dogmatische 
Gelehrte und ordnungsliebende Beamte 
porträtiert, die den imperialen Konsens 
von islamischer Orthodoxie und konfes-
sioneller Staatserhaltung formulierten und 

am Leben erhielten. Man kann und man 
wird gegen Crews These polemisieren, 
aber das Buch ist zunächst und zuallererst 
eine angenehme und lehrreiche Lektüre. 
Es erschließt einem breiten Kreis von Le-
serinnen und Lesern ein Forschungsfeld, 
das bisher nur eine kleine Schar von Spe-
zialisten begeistert hat. Nicht nur Russ-
landhistoriker und Kolonialismusforscher, 
Religionshistoriker und Turkologen kön-
nen diese meisterliche Studie mit Gewinn 
lesen. Im besten Sinne hat dieses Buch 
Ambitionen zu einem Klassiker. 
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Zu den gängigen Stereotypen über das 
zarische Rußland wie die Sowjetunion 
zählen der starke Staat sowie seine ubiqui-
täre und vor allem willkürlich handelnde 
Exekutive: Polizei bzw. Miliz. Auch unter 
der Ägide V. V. Putins hat sich das Bild 
willkürlich staatlicher bzw. polizeilicher 
Gewalt verfestigt. Der konservative Har-
vard-Historiker Richard Pipes hat für das 
zarische Rußland sogar den Begriff des 
Polizeistaats verwandt und es als Proto-
typ späterer totalitärer Regime betrachtet. 
Dieser Befund blieb jedoch widersprüch-
lich, weil der Staat zum einen nicht über-


